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Die Blickrichtung legt auch das Urteil fest. In der Türkei zeigt der Blick in die Vergangenheit eine von wiederkehrendem Krisenfieber geschüttelte Volkswirtschaft. Der Blick in die Zukunft ist hingegen auf die Erwartung gerichtet, daß das Land wie in den achtziger Jahren einen weiteren Entwicklungssprung vollziehen wird. Sosehr der Blick nach vorne einen Aufbruch an neue Ufer verheißt, so sehr gleicht der Blick zurück der Fahrt in einer Geisterbahn. Kein Land hat häufiger die Hilfe des Internationalen Währungsfonds in Anspruch nehmen müssen, kein Land steht beim Fonds stärker in der Kreide als die Türkei. Wenige Länder ziehen ihren langfristigen Wachstumstrend zwischen derart heftigen Konjunkturausschlägen, bedienen eine höhere Staatsverschuldung und kämpfen gegen eine höhere Inflation.

Unter den Beitrittskandidaten der Europäischen Union, zu denen die Türkei seit 1999 gehört, rangiert das Land auf dem 13. und letzten Platz. Mit zehn Bewerberstaaten hat die EU die Beitrittsverhandlungen abgeschlossen. An deren wirtschaftlicher Konvergenz mit der EU kann sich die Türkei, die auf ein Datum für die Aufnahme konkreter Verhandlungen wartet, nicht messen. Zypern hat ein Pro-Kopf-Einkommen von 80 Prozent des EU-Schnitts erreicht, Polen immerhin von 40 Prozent. Auf gerade 22 Prozent kommt die Türkei. Damit liegt sie hinter Bulgarien und Rumänien, mit denen die EU schon Beitrittsverhandlungen führt und deren Einkommen 28 und 25 Prozent des EU-Schnitts betragen.

Auch andere Indikatoren zeigen, daß die Türkei hinter den Konvergenzgrad der Staaten der ersten Beitrittsrunde sowie der Nachrücker Bulgarien und Rumänien zurückfällt. Nur zwei der 13 Kandidaten leben mit einer zweistelligen Inflationsrate: Rumänien mit 30 Prozent und die Türkei noch immer mit mehr als 40 Prozent. Nur drei Länder verfehlen das Maastrichter Kriterium zur Staatsverschuldung: Malta mit 65 Prozent am Bruttoinlandsprodukt, Bulgarien mit 66 Prozent und die Türkei mit 123 Prozent. Und nur ein Kandidat hatte den Staatshaushalt im Vorjahr mit einem Defizit von mehr als sieben Prozent am Bruttoinlandsprodukt abgeschlossen: die Türkei mit einem Fehlbetrag von 15 Prozent.

Selbst im direkten Vergleich mit Bulgarien und Rumänien schneidet die Türkei schlechter ab. In Bulgarien weist die gesamtwirtschaftliche Entwicklung in die richtige Richtung, in Rumänien hat sie sich verbessert, in der volatilen Türkei blieb sie lange unklar. In Bulgarien läuft die Privatisierung gut, in Rumänien durchschnittlich, in der Türkei gar nicht. Die beiden Nachbarstaaten ziehen jeweils knapp vier Prozent des Bruttoinlandsprodukts an ausländischen Direktinvestitionen an, die Türkei weniger als ein halbes Prozent. In der Türkei ist ein Viertel der Preise staatlich administriert, in Bulgarien nur ein Achtel. Auch ist der Anteil der privaten Banken im ehemals sozialistischen Bulgarien ungleich größer als in der immer noch etatistischen Türkei.

Der Befund ist eindeutig: Für das jahrzehntelange Primat des Staates, eine populistisch-verschwenderische Ausgabenpolitik und das hohe Bevölkerungswachstum zahlt die Türkei heute eine schmerzhafte Rechnung. Zu lange war der Staat das Mittel einiger weniger, um sich auf Kosten des Wohlstands für alle zu bereichern. Politik hat nicht gemacht, wer für Ideen kämpfte, sondern wer sich handfeste materielle Vorteile verschaffen wollte. Im Krisenjahr 2001 mußte der Staat die Verluste der Staatsbanken übernehmen. Damit stieg die Verschuldung von rund 100 Prozent am Bruttoinlandsprodukt auf 123 Prozent. Entstanden waren diese "Funktionsverluste", weil politisch vergebene Kredite nicht zurückgezahlt wurden.

In den vergangenen Jahren hat sich in den Köpfen der Türken ein Wandel vollzogen, hat das Land Abschied genommen vom Glauben an den allmächtigen, aber strangulierenden Staat. Dessen Versagen war immer offenkundiger geworden - 1996, als die Verfilzung von Staat und organisierter Kriminalität ans Licht kam; 1999, als der Staat hilflos auf die verheerenden Erdbeben reagierte; 2001, als die politische Klasse das Land in die schwerste Krise seit Gründung der Republik stürzte. Das soll sich nicht wiederholen. Daher wurde im Vorjahr mit 15 Reformgesetzen, die mit dem Namen des damaligen Wirtschaftsministers Kemal Dervis verbunden sind, eine Brandmauer zwischen Politik und Wirtschaft eingezogen. Sie soll verhindern, daß Politiker auf die wirtschaftlichen Ressourcen zugreifen können, und ermöglichen, daß sich die Privatwirtschaft entfalten kann. Die Zentralbank wurde unabhängig, die Banken unterstehen einer richtigen Aufsicht, die Staatsbanken wurden autonom.

Jetzt will die neue starke AKP-Regierungdie Marktwirtschaft weiter ausbauen, die Wettbewerbsfähigkeit stärken und die Korruption bekämpfen. Schon die Erwartung, daß auf dem Erweiterungsgipfel ein Datum für die Aufnahme von Beitrittsverhandlungen genannt werden könnte, hat die Märkte stimuliert und erleichtert es der Regierung, Fortschritte bei der Erfüllung der Kriterien zu machen. Der Industriellenverband Tüsiad hat ausgerechnet, daß sich bei einem Zufluß ausländischer Direktinvestitionen von zwei Prozent am Bruttoinlandsprodukt das Einkommen pro Kopf in der nächsten Dekade auf 9000 Dollar vervierfachen würde. Ausländische Lieferanten reiben sich angesichts der stagnierenden Märkte in Europa schon die Hände.

Das sind nicht mehr als Hoffnungswerte. Die Fakten zeigen, daß die Türkei nicht nur von den politischen, sondern auch von den ökonomischen Vorgaben für eine Aufnahme in die EU weit entfernt ist. Zudem lauern Gefahren. Die elitäre Bürokratie von Ankara distanziert sich ideologisch von den neuen Machthabern und verfügt über Mittel, Reformen zu behindern. Herkulesaufgaben sind zu bewältigen. Die Türkei kann aus wirtschaftlicher Sicht nicht damit rechnen, EU-Mitglied zu werden, solange die Landesteile im Westen zehnmal reicher sind als die im Osten, das Erziehungswesen die Achillesferse jeglicher Entwicklung ist und die höchst ineffiziente Landwirtschaft jeden zweiten Erwerbstätigen aufnehmen muß. 
